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Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 des Zweckver-
bands "NGA-Netz Darmstadt-Dieburg"

Die h4aushaltssatzung (einschließlich des Haushaltsplans) des Zweckverbands „NGA-
Netz Darmstadt-Dieburg" für das Haushaltsjahr 2023 wurde von der Verbandsversamm-
lung am 21. November 2022 beschlossen und mit E-Mail vom 20. Dezember 2022 zur
Genehmigung vorgelegt.

Nachfolgend erhalten Sie die aufsichtsbehördliche Genehmigung zu dem vorgesehenen
Höchstbetrag der Liquiditätskredite.

l. Genehmigung

Hiermit genehmige ich gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (KGG) in Verbindung mit § 97a Nr. 5 der hlessischen Gemeindeordnung
(HGO) den in § 4 der Haushaltssatzung des Zweckverbandes „NGA-Netz Darmstadt-
Dieburg" für das Haushaltsjahr 2023 festgesetzten Höchstbetrag der Liquiditätskredite
von

3.500.000

(i. W.: „Drei Millionen Fünfhunderttausend Euro")

nach §105 Abs. 2 HGO.
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II. Feststellungen zum Haushaltsplan 2023

Der Ergebnishaushalt des Jahres 2023 schließt im ordentlichen Ergebnis ausgeglichen
mit 0 € ab (§ 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO).

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen sollen absolut wie relativ sinken. An-
gesichts der aktuellen wirtschaftlichen Gesamtlage (Inflation und Energiekrise) er-
scheint diese Prognose unrealistisch. Eventuell entstehende jahresbezogene Fehlbe-
träge sind bei der Festsetzung der Verbandsumlage des kommenden Jahres zu
berücksichtigen.

Auszahlungen für die ordentliche Tilgung von Krediten fallen nicht an, so dass die Vor-
Schriften zum Ausgleich des Finanzhaushalts (§ 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 92 Abs. 5
Nr. 2 HGO bzw. § 3 Abs. 3 der Gemeindehaushaltsverordnung -GemHVO) nicht ein-
schlägig sind.

Der Finanzhaushalt schließt ohne Veränderung des Zahlungsmittelbestandes ab. Auch
ein negativer Zahlungsmittelbestand ist nicht zu erwarten.

Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung ist in den einzelnen Planungsjahren aus-
geglichen.

Der Jahresabschluss 2021 wurde am 9. Mai 2022 vom Verbandsvorstand aufgestellt.
Über die wesentlichen Ergebnisse wurde die Verbandsversammlung mit dem Haus-
haltsplan für das Jahr 2023 unterrichtet. Die Genehmigungsvoraussetzung des §112
Abs. 6 HGO ist damit erfüllt.

Im Haushaltsjahr 2023 ist erneut keine Kreditaufnahme vorgesehen.

Gleiches gilt für die Planungsjahre 2024 bis 2026. Der beschlossene Gesamtbetrag der
Verpflichtungsermächtigungen von 1.500.000 € ist daher nicht genehmigungsbedürftig
(§ 18 Abs. 1 KGG i. V. m, § ,102 Abs. 4 HGO).

Der für das Haushaltsjahr 2023 festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite von
3.500.000 € entspricht den für das Jahr 2023 vorgesehenen investiven Auszahlungen.
Er dient der investiven Vorfinanzierung. Zur Endfinanzierung sind vorrangig Fördermittel
des Bundes sowie des Landes, im Übrigen Investitionszuweisungen der Mitgliedskom-
munen vorgesehen. Die Rückzahlung der Liquiditätskredite ist also sichergestellt, so
dass der vorgesehene Höchstbetrag genehmigungsfähig ist.
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III. Anmerkungen

Die beschlossene hlaushaltssatzung entspricht in § 1 (Haushaltsgesamtbeträge) hin-
sichtlich des Finanzhaushalts nicht Muster 1 zu § 60 Satz 1 Nr. 1 GemHVO. Im, Bereich
der Finanzierungstätigkeit sind neben dem Saldo auch die Ein- und Auszahlungen zu
nennen. Da vorliegend weder Ein- noch Auszahlungen vorgesehen sind, kann auf eine
erneute Beschlussfassung verzichtet werden. Künftig ist jedoch das vorgenannte Mus-
ter anzuwenden.

IV. Bekanntmachung

Um weitere Veranlassung gemäß § 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 97 Abs. 4 HGO wird gebe-
ten.

Diese Verfügung ist derVerbandsversammlung gemäß § 7 Abs. 2 KGG i. V. m. § 50
Abs. 3 h4GO in geeigneter Weise zur Kenntnis zu geben.

V. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim

Verwaltungsgericht Darmstadt
Julius-Reiber-Straße 37

64293 Darmstadt

erhoben werden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag X^GS^>.^

hlorst Kreher

'̂/.ü^
Ei"? c0

s:LU
c^

^
ö 52 <^
^SMS^


